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messene Integrationsidee verfügt auch und
gerade die Bundeskanzlerin nicht. Angela
Merkel ist bekanntlich »kohlistisch« im
Umgang mit der Macht. Soll heißen: Sie
schmiegt sich den jeweiligen Beweglich-
keiten der Zeit an; sie prägt nicht.Verbittert
waren daher über mehrere Monate des
Jahres 2009 die Wirtschaftsliberalen in ih-
rer Partei, die ordnungspolitische Verläss-
lichkeit im zunehmend etatistischen Re-
gierungshandeln vermissten und besorgt
den rasanten Abfluss vieler früherer christ-
demokratischer Wähler aus dem gewerb-
lichen Bürgertum Richtung FDP konsta-
tierten. Die Union befindet sich auch wei-
terhin dadurch in einer historisch-politi-
schen Zwickmühle. Die Partei lebte lange
von einer katholisch geprägten bundes-
republikanischen Sozialstaatlichkeit, die
nach wie vor in breiten Schichten der Be-
völkerung hartnäckig geschätzt, von der
Mitte der gewerblichen Bürger aber zuneh-

mend weniger akzeptiert wird. Der Neo-
Etatismus der Kanzlerin-CDU in der Gro-
ßen Koalition über das Frühjahr 2009 hin-
weg hat diesen Graben innerhalb des eige-
nen Lagers geöffnet. Nicht zuletzt das hat
dazu geführt, dass die CDU/CSU bei den
Europawahlen 2009 fast elf Prozentpunkte
weniger erreichte als noch zehn Jahre zu-
vor. Die Erosion ist unverkennbar und
markant. Nicht nur die Sozialdemokraten
haben Mühe, realistische Bilder der Hoff-
nung für postsozialistische und postka-
pitalistische Zeiten zu entwerfen. Auch die
Christdemokraten in Deutschland sind
ohne tragfähiges Modell. Ihnen fehlt ein
einleuchtendes Paradigma, den klassischen
katholischen Solidarismus und die neuer-
dings schwer verunsicherte protestantisch-
säkularisierte Bürgerlichkeit in der Groß-
krise von Wirtschaft und Gesellschaft noch
zur Synthese zu verknüpfen. Eine christ-
demokratische Renaissance steht nicht an.

Das neue Realitätsprinzip

Die Zeiten, da sich in der Bundesrepublik
mit den Großparteien CDU und SPD zwei
Richtungsalternativen gegenüber standen,
die von der FDP bei der Regierungsbil-
dung je nach Wählerentscheid moderiert
wurden, sind Vergangenheit. Fünf-Par-
teien-System heißt die neue Realität. Den-
noch, mit kleinem Vorbehalt bei den Grü-
nen, präsentiert sich auch die neue Kons-
tellation in Gestalt zweier Richtungslager,
dem bürgerlichen und dem linken. Frei-
lich sind diese Begriffe, wie fast alle ande-
ren, mit denen wir in einer älteren politi-
schen Sprache neue Realitäten zu fassen
versuchen, höchst relativ. Die fundamen-

talistischen Obertöne ihrer Ursprungs-
phase passen nicht mehr.

Sobald sich die Linkspartei auch auf
Bundesebene in dem für mögliches Mit-
regieren unerlässlichen Maße dem politi-
schen Realitätsprinzip unterwirft, liegen
Richtungswahlkämpfe mit anschließender
Regierungsbildung im Muster des politi-
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schen Lagerdualismus nahe. Die Selbst-
ausgrenzung der Linkspartei aus dem
Spektrum der im Bund verantwortbaren
Optionen für die Regierungsbildung er-
zeugt fürs erste für FDP und SPD ein spie-
gelbildliches Dilemma.

Ein spiegelbildliches
Dilemma 

Beide Parteien müssen im Sinne gebieteri-
scher Wahlkampfrationalität einander als
Hauptgegner vorführen. Denn für die FDP
ist die SPD die einzige Partei aus dem geg-
nerischen Lager mit dem Potenzial einer
führenden Regierungsrolle und daher das
linke Hauptgespenst, der maßgebliche An-
walt des »Sozialismus«. Sie muss sich ihren
Wählern gleichzeitig als Marktgarant im
Hinblick auf die »soziale« CDU und als
einzig wirksamer Verhinderer einer wieder
links gerichteten SPD präsentieren. Nur so
kann sie ihr Stimmenpotenzial ausschöp-

fen und neben enttäuschten CDU-Wäh-
lern sogar auf verunsicherte SPD-Wähler
der Mitte hoffen. Mit ihrer Glaubenstrias
von Marktliberalismus, Staatsskepsis und
eines von Solidarbindungen gereinigten
Individualismus empfiehlt sie sich als äu-
ßerster Gegenpol zur Linken.

Dem entspricht spiegelbildlich exakt
die logische Strategie der SPD. Ihre Wahl-
kampfzuspitzung, dass eine mögliche bür-
gerliche Regierung umso neoliberaler pro-
filiert wäre, je stärker die FDP in ihr ist,
trifft ja zu. Die SPD hat daher zwei Grün-
de, vor der FDP zu warnen. Zum einen na-
türlich, um eine bürgerliche Koalition zu
verhindern und selbst zu regieren. Das ist
ihr unmittelbares Interesse als Partei. Zum
anderen aber auch, sozusagen als Dienst
an der Gesellschaft, dass die Bäume der
FDP, auch wenn es zu einer bürgerlichen
Koalition käme, nicht in den Himmel
schießen, um das Land vor zu viel Markt-
liberalismus zu bewahren. Eine Schonung
der FDP kommt folglich nicht in Frage.
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FDP und SPD –
inmitten der Kampfzone

Daher ist die Auseinandersetzung zwi-
schen FDP und SPD das Sinnzentrum die-
ses Wahlkampfes. Denn selbst für eine
Auseinandersetzung mit der CDU gilt ja,
dass diese in einer Koalition mit der FDP
eine andere wäre als in der Großen Koali-
tion. Das Prinzip Merkel besteht bekannt-
lich darin, in dem von ihr gepflegten Zwie-
spalt der CDU zwischen sozialer und neoli-
beraler Politik nach Bedarf zu changieren
und diese prinzipielle Ortlosigkeit durch
vages Auftreten zu vernebeln. Für die FDP
besteht heute das Dilemma darin, dass sie
trotz der »anti-linken« Festlegung im Falle
des Verfehlens einer bürgerlichen Mehrheit
doch eine Ampelkoalition erwägen muss,
weil die Amtsinteressen ihrer Führung und
die Legitimationsdefizite, falls sie abermals
nur die Oppositionsrolle schaffte, dies ge-
bieten könnten. Zwar hatte Guido Wester-
welle, der große Zampano dieser Ein-
Mann-Partei, das Profil der Liberalen nach
der letzten Bundestagswahl gerade da-
durch schärfen können, dass er ohne Zö-
gern Koalitionsgespräche mit der SPD zu-
rückwies. Diese »Standhaftigkeit« im bür-
gerlichen Lager trug einstweilen dazu bei,
dass die FDP in der Folgezeit einen Wähler-
zuwachs gewinnen konnte wie nie zuvor.

Westerwelle weiß aber, dass dieses
Potenzial nun ausgeschöpft ist und eine
bloße Wiederholung der großen Geste von
2005 weder ihm noch der Partei zusätz-
lichen Gewinn brächte. Diesmal dürfte er
wohl die letzte Macht-Option, aus »staats-
politischer Verantwortung« notfalls eben
doch die Ampel zu suchen, kaum angewi-
dert von sich weisen. Ein solcher Lager-
wechsel bei der Regierungsbildung fällt
der FDP als bloßer One-Man-Show para-
doxerweise freilich schwerer als zu Zeiten
Scheels oder Genschers, da eine Gruppe
höchst unterschiedlicher Führungsperso-
nen für sie stand, so dass Richtungswech-
sel zwischen markt- und sozialliberalem

Akzent plausibel gemacht und durchge-
setzt werden konnten.

Das gilt für die gegenwärtige FDP-Füh-
rung nicht, was einen Wechsel schwierig
und für Westerwelle riskant macht. Frei-
lich verfügt die Partei in der Außen-, Bil-
dungs-, Rechts- und Sicherheitspolitik
über Positionen, die auch für eine sozial-
demokratisch geführte Regierung an-
schlussfähig sind, in den Schlüsselberei-
chen der Wirtschafts-, Sozial- und Finanz-
politik aber würde es heftig knirschen. Die
dann fälligen Kompromisse würden Identi-
tätsfragen beider Parteien streifen und da-
mit innerparteiliche Debatten auslösen.

Aber da gibt es eine Brücke. Die ganz
große Weichenstellung der Rückverlage-
rung wirtschaftsstrategischer Handlungs-
kompetenz auf den Staat ist ja durch die
Große Koalition schon vollzogen wurden.
Der Paradigmenwechsel zu großen Pro-
grammen direkter Verantwortungsüber-
nahme des Staates bei systemrelevanten
Unternehmungen mitsamt den giganti-
schen Kredit- und Bürgschaftsgarantien
sind bereits getan. Das könnte der FDP das
Stichwort liefern, nun, da mehr nicht geht,
in einer Ampelkoalition dafür sorgen zu
müssen, dass um des heiligen Marktes wil-
len möglichst viel davon möglichst schnell
wieder zurückgefahren wird. Wenn dabei
Maß und Fristen offen sind, entbehrt ein
solches Argument nicht einer gewissen
Plausibilität.

Billard statt Speerwurf

Politik muss ja immer im spannungsgela-
denen Feld zwischen den Polen wertorien-
tierter Versprechungen, ihrer Umsetzbar-
keit unter gegebenen wirtschaftlichen Be-
dingungen und ihrer politischen Mehr-
heitsfähigkeit Wege der Verwirklichung
suchen. Das wird im offenen Fünf-Par-
teien-System plötzlich überdeutlich.Vielen
Wählern und den aufgrund ihrer Nach-
richtenfilter auf eine eher digitale Welt
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Die Bundesrepublik steht vor einer der
spannendsten Wahlauseinandersetzungen
ihrer 60-jährigen Geschichte.Noch nie war

die Ungewissheit so groß,welche politische
Formation das Land nach der Wahl regie-
ren wird. Die Gründe dafür liegen zum ei-
nen in abnehmenden Parteibindungen und
der gestiegenen Sprunghaftigkeit des Wäh-
lerverhaltens, zum anderen – damit ver-
bunden – in der Pluralisierung der Par-
teienlandschaft. Im Zweieinhalb-Parteien-
System der 60er und 70er und im bipolaren
Vier-Parteien-System der 80er Jahre sorgte
die Verbindung von klaren Koalitionsaus-
sagen mit der Arithmetik der Wahlergeb-
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festgelegten Massenmedien freilich bleibt
das schwer zu vermitteln. Das müssen die
Wahlkampfstrategen beherzigen, wenn
spätere Frustrationen bei den Wählern ih-
rer Partei nicht ins Kraut schießen sollen.
Soviel jedenfalls steht fest, für beide, FDP
und SPD, wäre es aus politischen Gründen,
die in der Logik des Fünf-Parteien-Systems
selber liegen, keineswegs ein Prinzipien-
verrat, einander im Wahlkampf zunächst
heftig zu befehden, um den anderen klein
zu halten, und hernach gegebenenfalls zu
kooperieren, um in tragbaren Kompromis-
sen möglichst viele der eigenen Vorstel-
lungen – statt als Opposition gar keine –
verwirklichen zu können.

Zur Rationalität im Mehr-Parteien-
System gehört eben auch Verständnis dafür,
dass die Parteien im Wahlkampf ihre
Wunschpolitik zugespitzt präsentieren, um
je nach Wahlergebnis dann nach den
Kompromissen zu suchen, die möglichst
viel davon Realität werden lassen –freilich

so lange im Ganzen gesehen der Identi-
tätskern ihrer Vorstellungswelt unverletzt
bleibt. Im Mehr-Parteien-System gilt, viel-
leicht nicht mehr, aber sichtbarer als zuvor,
die erzdemokratische Einsicht Leonard
Nelsons, dass der Kompromiss die Ver-
wirklichungsform des Ideals auf Erden ist –
so lange freilich, wie es dabei nicht allein
um Macht und Ämter geht, sondern um
politische Zwecke.

Das Fazit für die SPD: Es ist politisch
vernünftig – und im Übrigen auch ohne Al-
ternative – die FDP zu attackieren, wo sie
für wirtschaftsliberale Exzesse steht, ge-
gebenenfalls aber auch, wenn bessere Alter-
nativen nicht möglich sind, mit ihr zu ko-
operieren. Trotz ihrer momentanen Ein-
Mann-Verfassung ist auch die FDP kein
Monolith. In ihr könnten sich unter verän-
derten Bedingungen durchaus auch wieder
Erinnerungen an die erfolgreichen Zeiten
im Zeichen eines sozialeren Liberalismus
regen.
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